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KURZ KOMMENTIERT

Ausfuhren

Verzerrter Blick

W ie  aus dem vorläufigen W elthandelsbericht des 
GATT hervorgeht, war die Bundesrepublik 1990 w ie­
der weltweit die führende Exportnation. Den ersten 
Platz in der Rangliste hatte sie 1989 vorübergehend 
an die USA abgeben müssen. Die Steigerung des 
deutschen Exportwertes auf 421 Mrd. US-S im vergan­
genen Jahr (USA: 394 Mrd. US-S, Japan; 286 Mrd. 
US-$) ist im wesentlichen das Resultat zweier Fakto­
ren. Zum einen brachte die ehemalige DDR 22,5 Mrd. 
US-S an Exporterlösen in die gemeinsame Bilanz mit 
ein, zum anderen ließ die Schwäche der amerikani­
schen Währung die Ausfuhr der alten Bundesländer 
wertmäßig in die Höhe schnellen.

Die Übernahme der Führungsposition, die der Bun­
desrepublik auch ohne die Vereinigung gelungen 
wäre, ist -  ebenso wie die Zunahme des Exportwertes 
-  kein Zeichen dafür, daß sich die internationale Wett­
bewerbsfähigkeit der westdeutschen W irtschaft ver­
bessert hat. Da die Ausfuhrmengen und -preise mehr 
oder weniger zeitverzögert auf W echselkursänderun­
gen reagieren, verzerrt der Blick durch die „Dollar­
b rille “ die tatsächliche Entwicklung der Exporte zuun­
gunsten der USA. So fiel das reale Exportwachstum 
der alten Bundesländer 1990 (laut Angabe des GATT 
1,5 %) -ve rg lichen  mit den Wachstumsraten in vorhe­
rigen Jahren und anderen Ländern -  verhältnismäßig 
gering aus. In der Grundtendenz war die Ausfuhr 
Westdeutschlands -  ohne Lieferungen in die ehema­
lige DDR -  seit dem Frühjahr 1990 sogar eher 
rückläufig.

Die Verschlechterung der preislichen Wettbewerbs­
position wird sich für die Bundesrepublik erst in die­
sem Jahr voll bemerkbar machen. Aber selbst wenn 
die deutschen Exporte real sinken (und die Importe er­
wartungsgemäß zunehmen) sollten, wäre dies kein 
Grund zur Besorgnis, sondern die normale Folge des 
immensen Kapitalbedarfs in den neuen Bundeslän­
dern. hg

Steinkohle

Realistischere Ziele

Ende März lief die Genehmigung der EG-Kommission 
für die Subventionierung der Steinkohlenverstromung 
und den sogenannten Jahrhundertvertrag aus. Die
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Verlängerung bis einschließlich 1993 wird davon ab­
hängig gemacht, daß die Kohlesubventionen und 
-mengen schneller als bislang geplant abgebaut wer­
den. Gegenwärtig erfordert die Aufrechterhaltung der 
Kohleförderung -  1990 waren es 71 Mill. t SKE -  Auf­
wendungen der Steuerzahler und Stromverbraucher 
in einer Größenordnung von 10 Mrd. DM im Jahr, d. h. 
rund 140 DM pro t SKE.

Die Höhe der Kohlehilfen hat ihren Grund in den 
Förderkosten von durchschnittlich 259 DM je t SKE, 
während auf dem Weltmarkt Kohle für rund 100 DM zu 
haben ist. Um die Differenz zu verringern, hat der deut­
sche Steinkohlenbergbau jetzt ein langfristiges Opti­
mierungsmodell vorgelegt, nach dem die Förderko­
sten auf 236 DM gesenkt werden sollen. Damit dieses 
Ziel erreicht werden kann, soll die Steinkohlenförde­
rung bis zum Jahr 2005 um rund 17 % auf 58,7 Mill. t 
SKE gesenkt werden.

Die „optim ierte“ Fördermenge liegt -  was nicht 
überraschend ist -  recht hoch. Schon in der Mikat- 
Kommission, die im Auftrag der Bundesregierung die 
Zukunft der Steinkohle untersucht hat, sprach sich die 
Mehrheit für eine Einschränkung auf 55 Mill. t SKE 
aus. Eine Minderheit hielt sogar eine Reduzierung auf 
bis zu 35 Mill. t SKE für notwendig, um zumindest län­
gerfristig einen deutlichen Subventionsabbau zu er­
reichen. Mit den Vorschlägen des Steinkohlenberg­
baus sind nur recht begrenzte Einsparungen zu er­
zielen. Es erscheint daher zweifelhaft, daß die EG- 
Kommission den Förderzielen des Bergbaus und der 
damit verbundenen Aussicht auf weiterhin beträchtli­
che Kohlesubventionen zustimmen wird. Jetzt ist die 
Bundesregierung an der Reihe, realistischere Ziele zu 
nennen -  eine Aufgabe, die sie schon seit mehreren 
Jahren vor sich herschiebt. ma

Stahlindustrie 

Zu rasche Lohnangleichung

Bei den diesjährigen Tarifabschlüssen für die Be­
schäftigten in den neuen Bundesländern steht die 
Festlegung des Zeithorizonts im Mittelpunkt, inner­
halb dessen die Angleichung an die westdeutschen 
Löhne und Gehälter stattfinden soll. Bei den Arbeit­
nehmern in der ostdeutschen Stahlindustrie wird d ie­
ses Ziel am 1. April 1994 erreicht sein. Im laufenden 
Jahr steigen die Löhne auf 62,5 % und die Gehälter 
auf 60 % des Niveaus der nordrhein-westfälischen Ei­
sen- und Stahlindustrie, im nächsten Jahr auf 70%
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und 1993 auf 80%. Gleichzeitig ist ein Stufenplan zur 
Verkürzung der Wochenarbeitszeit auf 38 Stunden bis 
1995 ausgehandelt worden.

Damit haben die Arbeitgeber mittelfristig Planungs­
sicherheit über die Personalkosten erhalten, und die 
Beschäftigten wissen konkret über ihre Einkommens­
entwicklung Bescheid. Vor dem Hintergrund der dü­
steren Arbeitsmarktlage in Ostdeutschland war das a l­
lerdings keineswegs vordringlich. Im Gegenteil, die re­
lativ rasche Angleichung an das westdeutsche Lohn­
niveau zwingt dazu, hohe Produktivitätssteigerungen 
zu erwirtschaften. Das wird auf Kosten der Zahl der Ar­
beitsplätze gehen. Gerade in der Stahlindustrie sind 
die Perspektiven ohnehin ungünstig. Die westdeut­
schen Stahlkonzerne haben die bittere Erfahrung ma­
chen müssen, daß ihr IJberleben bei der starken inter­
nationalen (Preis-)Konkurrenz mit einem drastischen 
Arbeitsplatzabbau verbunden war. So sehr auch den 
ostdeutschen Stahlarbeitern die baldige Angleichung 
der Löhne und Gehälter zu gönnen ist, es muß be­
fürchtet werden, daß dieser Tarifabschluß mit dazu 
beiträgt, daß er letztlich nur einer Minderheit der ge­
genwärtig noch 80 000 Beschäftigten im Stahlbereich 
zugute kommen wird. dw

Verkehrswege

Sinnvolles Konzept

D er Deutsche Industrie- und Handelstag (DIHT) hat 
kürzlich in Bonn ein neues Verkehrskonzept vorgelegt. 
Damit der Staat seiner Aufgabe, ein leistungsfähiges 
Verkehrswegenetz für die verschiedenen Verkehrsträ­
ger bereitzustellen, frei von tagespolitischen Einflüs­
sen nachkommen kann, soll die Finanzierung der Ver­
kehrswege aus dem Bundeshaushalt genommen wer­
den. Eine neu zu gründende Bundesanstalt, die sich 
ausschließlich aus Gebühren für die Benutzung der 
Verkehrswege finanziert, soll nach den Vorstellungen 
des DIHT die Straßen, Schienen und Wasserwege pla­
nen, bauen und betreiben.

Dabei soll es möglich sein, daß beispielsweise der 
Straßenverkehr mit höheren Gebühren belegt wird, als 
es seinen Kosten entspricht, um damit Schienen- und 
Wasserwege zu subventionieren. Die Bahn müßte 
nach diesem Konzept der Trennung von Betrieb und 
Schiene als w irtschaftlich arbeitendes Unternehmen 
geführt werden und für alle Betriebsverluste selbst 
aufkommen. Es wäre sogar möglich, daß auch andere 
Anbieter als die bisherigen beiden deutschen Bahn­
unternehmen das Schienennetz nutzen könnten.

Dieses Konzept ist insgesamt begrüßenswert. Es 
entsprichtdem  ordnungspolitischen Lehrbuchwissen. 
Jedoch erfreut sich gerade der Verkehrssektor auf­
grund seiner herausragenden Stellung -  alle W irt­
schaftsbereiche werden schließlich von ihm bedient -  
einer starken Lobby. Schon im Zuge der Entstehung 
des EG-Binnenmarktes wurde jede Liberalisierung 
hart umkämpft und teilweise sogar zurückgenommen. 
Politisch wird daher dieses an sich sinnvolle Konzept 
kaum durchsetzbar sein, weil sowohl die Straßen­
nutzer als auch die Bahn selbst von dieser Lösung we­
nig profitieren. cw

Polen

Erfolgreich beim Schuldenerlaß

Polens Rolle beim Systemwandel in Ost- und Mittel­
europa und seine bisherigen Erfolge im Transforma­
tionsprozeß wurden auf eine für die Polen sehr wich­
tige Art und Weise gewürdigt; Die 17 westlichen Gläu­
bigerstaaten des Pariser Clubs, auf die 33,3 Mrd. US-S 
staatlich garantierter Kredite entfallen, haben sich be­
reit erklärt, mindestens 50 % der polnischen Schulden 
zu streichen. Der Schuldenerlaß soll in zwei Phasen 
erfolgen. Zunächst werden 30 % der Schulden gestri­
chen und die fälligen Zinszahlungen um 80% ge­
senkt; im vierten Jahr einer erfolgreichen Realisie­
rung des mit dem IWF abgestimmten W irtschaftspro­
gramms sollen dann weitere 20 % der Schulden erlas­
sen werden. Ein Teil der Schuldensumme (10 %) kann 
darüber hinaus in Zloty umgewandelt werden. Daß 
westliche Regierungen noch großzügiger sein kön­
nen, haben bereits die USA gezeigt, die auf 70 % ihrer 
Forderungen verzichtet haben.

Auch wenn Polen mit der Streichung von 80 % sei­
ner Auslandsschuld gerechnet hat, ist das Ergebnis 
ein Erfolg. Seine Bedeutung ist primär politisch-psy­
chologischer Natur; als Unterstützung polnischer Re­
former, als vertrauensbildende Maßnahme für westli­
che Kapitalanleger und als ein deutliches Zeichen für 
die gesamte, im Umbruch befindliche Region, Kurz­
fristig wird die polnische Bevölkerung davon aller­
dings wenig profitieren; im Gegenteil, ihr werden wei­
tere Opfer abverlangt werden.

Die neueste Entscheidung des Pariser Clubs reicht 
natürlich nicht aus, um Polen in ein Amerika des 
Ostens zu verwandeln. Sie ist jedoch eine wichtige 
Voraussetzung für die weitere Mobilisierung der in- 
und ausländischen Mittel und Kräfte zur Schaffung e i­
ner funktionierenden Marktwirtschaft. ap
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